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mieux que le Ministre lui-même. On peut toujours s’attendre de sa part à de 
fâcheux écarts.»

M. Grandi m’a promis de parler à Ciarlantini. Il est moins sûr de Farinacci 
(Critica Fascista)13, avec lequel il est en mauvais termes. Il s’efforcera d’empê­
cher la publication de YAlmanacco en Italie. Sur mes vives instances, il m ’a pro­
mis de faire savoir à toute la presse italienne que tout article sur une prétendue 
question tessinoise ou grisonne était absolument désapprouvé par le Gouverne­
ment italien.

M. Grandi a considéré de façon très sérieuse tout ce que je lui ai exposé, et j ’ai 
la conviction que nous pouvons compter fermement sur son action. Mais ce qui 
affaiblit nos démarches, c’est l’existence en Suisse même d’un journal irrédentiste, 
et le fait que des citoyens suisses sont mêlés à cette campagne, ce qui peut tou­
jours faire croire à l’opinion italienne qu’il existe une question tessinoise.

Je constate, en effet, avec surprise combien les journaux italiens, qui sont très 
abondamment renseignés sur tout au monde, ignorent notre pays. Pas un journal 
romain n’a publié une ligne sur la campagne qui vient de se livrer en Suisse sur la 
question des assurances; au lendemain du vote populaire14, le Giornale d ’Italia 
publiait une dépêche de Genève commençant par ces mots: «Le grand événement 
de la vie helvétique est l’arrivée de G andhi...15

Je crois donc que nous n’en finirons pas de si tôt, sinon avec de vraies campa­
gnes de presse, du moins avec le retour d’articles isolés de nature à nous déplaire. 
Tout le développement du nationalisme italien encourage ces élucubrations. Il 
importe, cependant, que l’opinion publique chez nous ne demeure pas indiffé­
rente. J ’estime nécessaire que nos journaux répondent avec vivacité à ces sorties 
offensantes. Il faut qu’on sache, non seulement au Palais Chigi mais dans l’opi­
nion italienne, qu’une pareille attitude fait un mal considérable à l’Italie même, 
dans l’opinion générale en Suisse.

13. Cf. n. 4 ci-dessus.
14. Du 6 décembre 1931, sur l ’assurance-vieillesse et survivants.
15. Sur le passage du M ahatm a Gandhi en Suisse, cf. E 2001 (C) 3/95.
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Le Gérant du Consulat général de Suisse à Shanghaï, A. Daeniker, 
à la Division des Affaires étrangères du Département politique

R P n °  14 A D /Y D C  Shanghai, 19. Dezember 1931

Die Abdankung Chiang Kai Sheks

Das politische Jahr 1931, in welches das Regime Chiang Kai Sheks unter viel­
versprechenden Anzeichen eingetreten war, hat an Stelle der in Aussicht gestell­
ten Festigung und Erweiterung seines Machtbereichs, der finanziellen Konsolidie-
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rung und Modernisierung der Verwaltung unter dem Druck innerer Gegnerschaft, 
aussenpolitischer Verwicklungen, wirtschaftlicher Krise und natürlicher Katastro­
phen, für die nach alteingewurzelter chinesischer Anschauung die Regierenden 
die Verantwortung zu tragen haben, eine durchgreifende Umwandlung der 
Machtverhältnisse herbeigeführt.

Der am 15. Dezember erfolgte Rücktritt Chiang Kai Sheks von der Präsident­
schaft der Nationalregierung, dem Vorsitz im Executive Yuan1 und seinen militä­
rischen Ämtern bedeutet den in folgerichtiger Entwicklung erreichten vollen Er­
folg der Bestrebungen der in der Canton-Gruppe vereinigten Kuomintang-Politi­
ker. Es ist bei früherer Gelegenheit darauf hingewiesen worden, dass für die Aus­
rufung einer sezessionistischen Regierung in Canton, im Mai des Jahres, weder 
allgemeine politische noch regionale oder wirtschaftliche Gründe massgebend ge­
wesen sind. Die fortschreitende Ausbildung eines persönlichen Regimes innerhalb 
der Nationalregierung, mit welcher eine Zurücksetzung oppositioneller Elemente, 
namentlich der Canton-Gruppe, Hand in Hand ging, insbesondere die unter dra­
matischen Umständen erfolgte Amtsentsetzung und Gefangennahme des Präsi­
denten des Gesetzgebenden Yuan, Hu Han Min, hatten die Tendenzen des Regie­
rungschefs in einer Weise verdeutlicht, die diesen Elementen eine klare Scheidung 
und den Austritt aus der Regierung als den sichersten Weg erscheinen Hessen, um 
ihren persönlichen Einfluss in einem spätem Zeitpunkt wieder zur Geltung brin­
gen zu können. Dabei kam der in Canton ausgerufenen Regierung, die sich bei 
der Bevölkerung nie einer besondern Beliebtheit erfreut hat, die seit Jahren 
währende und nie völlig unterdrückte Fehde der militärischen Kwangsi-Clique ge­
gen Nanking zustatten; die Verbindung zwischen diesen in ihren politischen Ten­
denzen weit auseinandergehenden Gruppen hatte übrigens zu Entzweiungen ge­
führt, die während der kurzbemessenen Existenz der Canton-Regierung mehr als 
einmal an den Tag getreten sind. Gerade die Ereignisse der letzten Wochen haben 
indessen deutlich gezeigt, dass es den sezessionistischen Politikern vor allem dar­
an gelegen war, ihren Wiedereintritt in die Nanking-Regierung unter den günstig­
sten Bedingungen vorzubereiten.

Für die Regierung Chiang Kai Sheks konnte eine Unterdrückung der Sezes­
sions-Regierung des Südens mit militärischer Gewalt schon darum schwerlich in 
Betracht kommen, weil sie ihr Augenmerk auf die Lage im Nordosten, nämlich 
die dort liegenden Generale der ehemaligen Koalition Yens und Fengs gerichtet 
halten musste. Ihre Schwäche zeigte sich in dem nur teilweise erfolgreichen Ver­
nichtungsfeldzug gegen das kommunistische Bandenunwesen in den Provinzen 
Kiangsi und Hunan; eine weitere Schwächung der wirtschaftlichen Ressourcen 
des Landes hatte die beispiellose W asserkatastrophe des letzten Hochsommers 
zur Folge. Schliesslich führte die japanische Besetzung der Mandschurei die Not­
wendigkeit einer unmittelbaren Einigung zwischen Nanking und Canton klar vor 
Augen.
[.J

1. Conseil.
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Schliesslich haben die Studenten-Demonstrationen der letzten Wochen die E r­
eignisse auf die Spitze getrieben und, indem sie die innere Schwäche der National­
regierung offenbart haben, eine Entscheidung herbeigeführt. An den meisten Uni­
versitäten und Mittelschulen der grossen Städte sind die Studenten im Laufe der 
letzten Woche in Streik getreten und haben beschlossen, in Nanking gegen die 
schwächliche Politik der Regierung gegenüber Japan zu protestieren. Zu diesem 
Zwecke wurden die Bahnhöfe besetzt, der ordentliche Bahnverkehr gewaltsam 
unterbrochen und Eisenbahnzüge requiriert. Eine gleichfalls gegen die Behörden 
der (chinesischen) Munizipalität von Greater Shanghai in Szene gesetzte Demon­
stration hatte insofern den grössten Erfolg, als der Bürgermeister, ohne den Stu­
denten W iderstand zu leisten, zur Demission veranlasst und gezwungen worden 
ist, den für die Verhaftung eines Studenten verantwortlichen Polizeichef seines 
Amtes zu entsetzen.

Die Zahl der in Nanking zusammengeströmten Demonstranten wird auf über 
50000 geschätzt. Auch dort wurde ihren Massenversammlungen, selbst der Ver­
wüstung des von den Beamten verlassenen Gebäudes des Aussenministeriums, 
kein ernstlicher W iderstand geleistet. Die Frage liegt nahe, weshalb die Regierung 
die Demonstrationen nicht unterdrückt habe und es vielmehr bei väterlichen Er­
mahnungen bewenden liess, die ihre Wirkung auf die jugendlichen Heissporne 
völlig verfehlt haben. Jedoch hätte das bereits unpopulär gewordene Regime 
durch einen bewaffneten W iderstand sein letztes Ansehen verlieren müssen und 
die Agitation weiter geschürt, wenn es der, nach Ansicht massgeblicher Kreise, in 
der Wahl ihrer Mittel missleiteten, aber in ihren Motiven anerkennenswerten 
Aktion der Jugend des Landes entgegengetreten wäre; durch die Vermeidung blu­
tiger Zusammenstösse hat Chiang Kai Shek, als er die Lage als unhaltbar be­
trachten musste, sein Prestige am besten gewahrt. Die Dem onstrationen waren 
übrigens nicht gegen seine Person gerichtet; vielmehr war der Zielpunkt der A n­
griffe der Studenten der neu ins Amt getretene Aussenminister, Dr. Koo, der 
durch seine nachgebliche Haltung gegenüber Japan, anlässlich der Verhandlun­
gen des Völkerbundsrates in Paris, die Interessen des Landes vernachlässigt habe 
und deshalb unter öffentliche Anklage gestellt werden müsse.
[ . . . ]

Der Abdankung Chiang Kai Sheks hat übrigens jede dramatische Note ge­
fehlt; er hat nicht nur die Hauptstadt nicht verlassen, sondern die Absicht bekun­
det, an den Verhandlungen für die Bildung einer neuen Regierung selbst aktiv teil­
zunehmen. Sein Weggang wird nicht als endgültiges Verschwinden von der politi­
schen Bühne betrachtet; er dürfte damit rechnen, dass die Nation seiner Fähigkei­
ten eines entschlusskräftigen Führers auf die Dauer nicht wird entbehren können 
und dass keine Regierung ihn und seine Gefolgschaft von qualifizierten Militärs 
und nach modernen Prinzipien ausgebildeten Truppen völlig kaltgestellt sein las­
sen kann.
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